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1.	 relevanz	und	vorgehen

Massenmedien spielen für das Funktionieren einer Demokratie eine zen-
trale Rolle: Sie versorgen die Bürger1 eines Staates mit den für die politi-
sche Partizipation erforderlichen Informationen, ermöglichen ihnen die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und gewährleisten die öffentliche 
Kommunikation, die eine Gesellschaft erst konstituiert (vgl. etwa gure­
vitch/blumler	 1990;	 imhof	 2006a;	 imhof	 2006c; jarren 2008). Gera-
de im Hinblick auf die Politikvermittlung nehmen Massenmedien eine 
herausragende Position ein, da nur sie in modernen Gesellschaften in der 
Lage sind, Informationen einem breiten Publikum zugänglich zu machen 
(beck 2006: 206). Massenmedien erfüllen somit eine wichtige öffentli-
che Aufgabe, deren Formulierung in westlichen Demokratien Eingang 
in Verfassungen und höchstrichterliche Rechtsprechung gefunden hat. 
Nur vereinzelt (z. B. trappel 2007; jarren 2008) wurde bisher jedoch der 
Frage nachgegangen, inwiefern das neue Massenmedium Internet einen 
Anteil an der Erfüllung dieser öffentlichen Aufgabe hat. Die vorliegende 
Arbeit möchte einen Beitrag zur Beantwortung dieser Frage leisten. Hier-
für wird untersucht, wie es um das Angebot von politischen Inhalten im 
Internet bestellt ist und ob dieses Angebot auf eine entsprechende Nach-
frage durch die Bürger trifft.

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Begriffen, die eine männliche und weibliche 
Form haben (wie z. B. Bürger und Bürgerin) die männliche Form verwendet. Diese umfasst 
inhaltlich beide Geschlechter.
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1.1 Forschungsinteresse

Bis vor Kurzem waren politische Akteure weitgehend auf die klassischen 
Massenmedien wie Zeitungen, tv oder Radio angewiesen, um ihre Bot-
schaften an die breite Masse der Bürger zu bringen. Das Internet bie-
tet ihnen nun die Möglichkeit, sich unkompliziert und kostengünstig 
direkt an ein großes Publikum zu wenden und mit Bürgern interaktiv in 
Kontakt zu treten. Nicht nur die etablierten politischen Akteure wie bei-
spielsweise Parteien, sondern gerade auch ressourcenschwächere, nicht 
etablierte politische Akteure wie etwa Bürgerinitiativen können somit 
den ›Filter‹ der klassischen Massenmedien umgehen und eigene Inhal-
te ohne Zeit- und Platzrestriktionen online anbieten. Politische Akteu-
re haben somit theoretisch einen starken Anreiz, politische Inhalte im 
Internet bereitzustellen.

Würden die Inhalte politischer Akteure auf ein starkes Interesse sei-
tens der Bürger treffen, könnte damit ein Bedeutungsverlust traditionel-
ler Medienorganisationen und ihrer Leistungen in der Politikvermittlung 
einhergehen. Sicher ist, dass für die Online-Angebote von Medienorgani-
sationen eine Finanzierungsproblematik besteht: Internetnutzer weisen 
in Bezug auf online abgerufene Inhalte bis heute nur eine sehr geringe 
Zahlungsbereitschaft auf, weshalb journalistische Online-Angebote ihre 
Inhalte bislang weitgehend kostenfrei anbieten müssen. Diese Online-
Angebote sind in erster Linie auf Einnahmen aus der Online-Werbung 
angewiesen, sodass selbst lange Jahre nach ihrer Entstehung nur ein Teil 
der Angebote profitabel arbeitet. Vergeblich suchen viele Anbieter nach 
wie vor nach weiteren Einnahmequellen, um ihre Kosten zu decken und 
weniger abhängig von den volatilen Werbeausgaben zu werden. Diese 
Finanzierungsproblematik lässt Zweifel aufkommen, ob für Medienor-
ganisationen längerfristig ein Anreiz besteht, im Internet hochwertige 
und damit kostenintensive politische Inhalte bereitzustellen, mit denen 
aus einer demokratietheoretischen Perspektive die Erfüllung der öffent-
lichen Aufgabe auch online wahrgenommen werden kann.

Aus der Sicht der Bürger bietet das Internet vielfältige Potenziale für 
die politische Information und Partizipation. Der interessierte Internet-
nutzer kann aus einer schier unerschöpflichen Anzahl an Quellen aus-
wählen, mit Journalisten, politischen Akteuren sowie anderen Bürgern 
in Kontakt treten und seine Meinung in Blogs oder Foren publik machen. 
Studien zufolge ist das Internet inzwischen fester Bestandteil des 
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Forschungsinteresse

Medienalltags der Bevölkerungsmehrheit in der Schweiz geworden: 2008 
nutzten knapp 70 Prozent der schweizerischen Bevölkerung ab 14 Jahren 
das Internet mehrmals wöchentlich oder täglich (bundesamt	für	statis­
tik	2008). Dabei informiert sich etwa die Hälfte der schweizerischen Inter-
netnutzer online über politische Themen (bonfadelli 2006). Für Deutsch-
land stellt sich die Situation recht ähnlich dar: Der ard/zdf-Online-Studie 
zufolge nutzten im Jahr 2008 ziemlich genau zwei Drittel der Deutschen 
ab 14 Jahren das Internet, und etwa die Hälfte der deutschen Onliner infor-
mierte sich über aktuelle Nachrichten (van	eimeren/frees 2008).

Im Rahmen der kommunikations- und politikwissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit dem Medium Internet wurde bereits viel 
geschrieben zu den Möglichkeiten, Chancen und Potenzialen der Online-
Kommunikation. Gerade im Hinblick auf die Politikvermittlung wurde 
früh diskutiert, wie Bürger online aktiver am politischen Kommunika-
tionsprozess mitarbeiten könnten und inwiefern das Internet ein Mittel 
zur Stärkung direktdemokratischer und deliberativer Prozesse darstellt 
(rheingold	 1993;	 grossman	 1996;	 1998;	 stromer­galley 2000). Die 
vorliegende Arbeit hinterfragt kritisch, welche Bedeutung dem Inter-
net für die Politikvermittlung tatsächlich zukommt. Hierfür wird zum 
einen den Fragen nachgegangen, welche Akteure politische Inhalte im 
Internet anbieten und welche Ziele sie damit verfolgen: Inwiefern setzen 
etablierte politische Akteure das Internet ein? Aufgrund welcher Motive 
greifen nicht etablierte politische Akteure auf das Internet zurück? Wel-
che Bedeutung haben politische Inhalte für die journalistischen Online-
Angebote von Medienorganisationen? Zum anderen wird analysiert, ob 
die Bürger das Internet für politische Zwecke nutzen und online entspre-
chende Inhalte nachfragen: Verwenden die Bürger das Internet also über-
haupt, um sich über politische Themen zu informieren? Wenn ja, um 
welche Bevölkerungsgruppen handelt es sich dabei? Und welche Typen 
von Online-Angeboten suchen sie dafür auf?

Zwar hat sich die wissenschaftliche Forschung in den letzten Jahren 
verstärkt derartigen Fragestellungen zugewandt, dennoch bestehen 
nach wie vor deutliche Forschungslücken: Graber et al. (2004: 92) weisen 
da rauf hin, dass ein Großteil der wissenschaftlichen Literatur aus dem 
englischsprachigen Raum stammt, davon wiederum beschäftigen sich 
viele Arbeiten mit dem Einsatz des Internets in	us-amerikanischen Wahl-
kämpfen. Deutlich seltener finden sich Studien aus dem deutschsprachi-
gen Raum, und Untersuchungen aus dem ›Mehrsprachenraum‹ Schweiz 
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sind geradezu Mangelware. Darüber hinaus fokussieren die meisten Stu-
dien entweder die Anbieter oder die Nachfrager von politischen Inhalten. 
Zudem wird auf der Angebotsseite in den meisten Fällen eine bestimmte 
Anbietergruppe analysiert: Lusoli und Ward (2005: 73) etwa stellen fest, 
dass sich der überwiegende Teil der wissenschaftlichen Forschung zum 
Einsatz des Internets durch politische Akteure bislang mit Parteien aus-
einandergesetzt hat. Der Ansatz der vorliegenden Arbeit ist ein anderer: 
Es soll ein möglichst umfassender Blick über das Angebot von politischen 
Inhalten im Internet und über die Nachfrage nach entsprechenden Inhal-
ten geboten werden. Somit geht es nicht um die Detailbetrachtung eines 
einzelnen Aspekts, sondern um ein Gesamtbild der verschiedenen betei-
ligten Akteure und um den Einbezug unterschiedlicher Perspektiven. 
Anhand ein und desselben Untersuchungskontextes soll eine umfassen-
de und zusammenführende Bewertung der Perspektiven auf Seite der 
Anbieter und aufseiten der Nachfrager vorgenommen werden.2

Durch die institutionelle Einbindung in ein umfangreiches For-
schungsmodul zum Kommunikationsprozess rund um direktdemokra-
tische Abstimmungskampagnen in der Schweiz bestand für den Autor 
der vorliegenden Arbeit die Chance, diesem Ansatz entsprechend empi-
rische Daten für die verschiedenen Perspektiven zu erheben.3 Insgesamt 
waren an diesem Forschungsmodul mehrere Teams von Forschenden 
beteiligt, die Abstimmungskampagnen aus unterschiedlichen Perspek-
tiven, aber anhand von aufeinander abgestimmten Instrumenten analy-
sierten. Die Perspektiven umfassten neben den politischen Akteuren und 
den Medienorganisationen auch die Bürger. Während die Erhebungen 
im allgemeinen Forschungsmodul im Hinblick auf die klassischen Mas-
senmedien durchgeführt wurden, fokussiert die vorliegende Arbeit das 
Internet. Der überwiegende Teil der Erhebungen dieser Arbeit wurde 
dabei an die allgemein für das Forschungsmodul durchgeführten Erhe-
bungen gekoppelt. Hierfür wurden im Zusammenhang mit zwei direkt-
demokratischen Volksabstimmungen in der Schweiz im Jahr 2008 Befra-

2 Einschränkend muss angermerkt werden, dass mit der Vielfalt an Perspektiven auch die 
Notwendigkeit einhergeht, auf zahlreiche theoretische Stränge und Diskussionen zurück-
zugreifen. Die Herausforderung besteht somit darin, diese Stränge zu einem möglichst ein-
heitlichen theoretischen Framework zusammenzufassen.

3 Dabei handelt es sich um das Forschungsmodul ›Changing processes and strategies of poli-
tical participation and representation‹ im vom Schweizerischen Nationalfonds (snf) geförderten 
nationalen Schweizerischen Forschungsschwerpunkt (nccr) ›Challenges to Democracy in 
the 21st Century‹ (siehe Kapitel 6.2).
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gungen sowohl von politischen Akteuren als auch von Verantwortlichen 
von Medienorganisationen (Angebot) sowie eine Bevölkerungsbefragung 
(Nachfrage) durchgeführt. Darüber hinaus wurde unabhängig vom For-
schungsmodul im Rahmen einer Strukturanalyse das konkret vorhan-
dene Angebot an politischen Inhalten im Internet mittels einer Suchma-
schine erhoben.

1.2 Aufbau der Arbeit

• Nach einführenden Bemerkungen in Kapitel 1 wird in Kapitel 2 der 
Begriff ›Politische Inhalte im Internet‹ zunächst allgemein definiert 
und dann auf den konkreten Untersuchungskontext der Arbeit, 
nationale Volksabstimmungen in der Schweiz, bezogen. Dabei wird 
auch begründet, warum Volksabstimmungen als Gradmesser politi-
scher Kommunikation in der Schweiz angesehen werden können und 
damit einen geeigneten Untersuchungskontext darstellen. Zudem 
wird ein ökonomisches Marktmodell als Strukturierungsrahmen für 
die weiteren Ausführungen vorgestellt. Ein solches Marktmodell legt 
es nahe, zum einen das Angebot von politischen Inhalten im Internet, 
zum anderen die Nachfrage nach entsprechenden Inhalten näher zu 
betrachten.

• Entsprechend wird in Kapitel 3 zunächst die Angebotsseite von politi-
schen Inhalten im Internet fokussiert. Dabei wird untersucht, welche 
Anbieter es für politische Inhalte im Internet gibt und wie sich diese 
systematisieren lassen. In Anlehnung an das Modell des intermediä-
ren Systems (rucht	1991;	rucht	2007;	jarren/donges	2006) werden 
drei Gruppen von Anbietern unterschieden: 1) Medienorganisatio-
nen, 2) etablierte politische Akteure und 3) nicht etablierte politische 
Akteure. Für diese Anbietergruppen wird jeweils analysiert, aufgrund 
welcher Ziele sie politische Inhalte im Internet bereitstellen, welche 
Möglichkeiten sich ihnen damit bieten und wie sie konkret vorgehen.

• Die Nachfrage nach politischen Inhalten im Internet wird dann in 
Kapitel 4 beleuchtet. Hierbei wird der Frage nachgegangen, inwiefern 
Menschen das Internet zur politischen Information verwenden, also 
welche Bedeutung der Rezeption politischer Informationen im Rah-
men der Internetnutzung zukommt. In diesem Zusammenhang wird 
auch untersucht, welche Personengruppen bevorzugt auf politische 
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Inhalte im Internet zurückgreifen und welche Online-Angebote sie 
dafür aufsuchen.

•	 In Kapitel 5 werden die zentralen Punkte des aufgearbeiteten For-
schungsstandes zum Angebot von und zur Nachfrage nach politischen 
Inhalten im Internet zusammengefasst. Auf Basis der dadurch gewon-
nen Erkenntnisse und der bestehenden Forschungslücken werden die 
Forschungsfragen für die eigene empirische Untersuchung abgeleitet.

•	 Kapitel 6 umfasst den methodischen Teil der Arbeit, in dem die empi-
rischen Erhebungen vorgestellt werden. Zudem wird der Untersu-
chungskontext der vorliegenden Arbeit näher beleuchtet, indem auf 
Volksabstimmungen allgemein eingegangen wird und die beiden 
konkret untersuchten Volksabstimmungen beschrieben werden.

• Die Ergebnisse der eigenen Erhebungen werden in Kapitel 7 präsen-
tiert und diskutiert. Dabei werden Resultate zu den Anbietern politi-

abbildung	1
Aufbau	der	Arbeit
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scher Inhalte im Internet, zum konkret auffindbaren Angebot sowie 
zur Nachfrage nach entsprechenden Inhalten vorgestellt. Die Abfolge 
orientiert sich an den in Kapitel 5 formulierten Forschungsfragen.

• In Kapitel 8 werden schließlich die zentralen Ergebnisse zusammen-
gefasst und zueinander in Beziehung gesetzt. Zudem wird das zu 
Beginn der Arbeit eingeführte Marktmodell noch einmal aufgegrif-
fen. Dabei wird der Markt für politische Inhalte im Internet am kon-
kreten Beispiel von Volksabstimmungen in der Schweiz beschrieben 
und es wird hinterfragt, inwiefern das Marktmodell auch für zukünf-
tige Studien geeignet ist. Darüber hinaus wird überlegt, inwiefern 
sich die gewonnenen Erkenntnisse auf andere Kontexte übertragen 
lassen und wie an die Arbeit angeknüpft werden kann. Abschließend 
wird diskutiert, welche Implikationen die Ergebnisse der Arbeit für 
die Praxis haben. 
Abbildung 1 stellt den Ablauf der Arbeit noch einmal überblicksweise dar.




